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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
IV Invalidenversicherung
EL Ergänzungsleistungen
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
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Etats
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national
AI Assurance-invalidité
PC Prestations complémentaires
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Gleich wie im Vorjahr der Ständerat lehnte auch der Nationalrat eine Standesinitiative
des Kantons Jura ab, die eine einheitliche Erhöhung aller AHV/IV-Renten und eine
Überprüfung der Minimalrenten verlangte. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.09.1991
MARIANNE BENTELI

Eine von den Grünen unterstützte Standesinitiative des Kantons Zürich forderte die
Gleichbehandlung bei der Bemessung der AHV-Altersrenten, unabhängig vom Zivilstand
der Anspruchsberechtigten. Die Kommission des Nationalrates beantragte, der
Initiative keine Folge zu leisten. Obwohl sie die so genannte Heiratsstrafe als störend
empfand, hätten Ehepaare und registrierte Partnerschaften immer noch zahlreiche
Vorteile in der AHV gegenüber Konkubinatspaaren. Der Nationalrat folgte seiner
Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.05.2009
LINDA ROHRER

Eine Standesinitiative des Kantons St. Gallen aus dem Jahr 2011, deren Behandlung
bereits zweimal verschoben worden war, verlangte die Abschaffung der Ehestrafe bei
den AHV-Renten. In der Herbstsession 2016 gelangte sie in den Ständerat. Der Text des
Vorstosses verlangte vom Parlament, das Bundesgesetz über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung so zu ändern, dass Diskriminierungen gegenüber
Ehepaaren, insbesondere bei den AHV-Altersrenten, aufgehoben werden. Die SGK-SR
beantragte ihrem Rat einstimmig, dem Anliegen keine Folge zu geben. Der
Kommissionssprecher verwies auf die Reform der Altersvorsorge 2020, im Zuge derer
der Rentenplafonds für Ehepaare von 150 auf 155 Prozent einer Individualrente
angehoben werden sollte, und die im Februar 2016 an der Urne abgelehnte
Volksinitiative der CVP „gegen die Heiratsstrafe". Der Rat folgte diskussionslos und gab
dem Vorstoss keine Folge. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2016
FLAVIA CARONI

Die parlamentarische Initiative des Kantons St. Gallen zur Abschaffung der Ehestrafe
bei den AHV-Renten, die zuvor bereits vom Ständerat abgelehnt worden war, fand auch
im Nationalrat kein Gehör. In der Frühlingssession 2017 gab die grosse Kammer dem
Vorstoss diskussionslos keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.03.2017
FLAVIA CARONI

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Herbstsession 2015 gelangte eine Standesinitiative des Kantons Tessin in den
Ständerat. Der Vorstoss wollte die Beiträge an die Krankenversicherung für
Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen neu regeln. Gemäss der seit
Anfang 2014 geltenden Rechtslage, welche sich auf das Bundesegesetz über die
Ergänzungsleistungen stützt, muss EL-Bezügerinnen und -Bezüger eine an einer
Pauschalprämie ausgerichtete Prämienverbilligung gewährt werden, auch wenn die
Pauschalprämie über der tatsächlich bezahlten effektiven KVG-Prämie liegt. Dies wollte
der Kanton Tessin ändern: Die Pauschalprämie sollte nur noch als
Berechnungsgrundlage dienen, wenn sie tiefer ist als die effektive Prämie, ansonsten
sollte die effektive Prämie berücksichtigt werden. Ziel dabei ist es, die Versicherten
zum Wechsel zu einer günstigen Kasse und einem kostensparenden
Versicherungsmodell zu motivieren, wodurch sich der Kanton Einsparungen von jährlich
CHF 3 Mio. ausrechnete. Zudem soll der Prämienbeitrag nicht mehr an die
Versicherten, sondern direkt an die Krankenkasse ausbezahlt werden. Die SGK-SR
empfahl, dem Anliegen keine Folge zu geben. Bereits hätten viele Kantone beschlossen,
die Prämienverbilligung direkt an die Krankenversicherer auszuzahlen. Das zweite
Anliegen sei mit Sicherheit berechtigt, so die Kommissionssprecherin, jedoch sei es
sinnvoller, dieses im Rahmen der laufenden Reform der Ergänzungsleistungen
aufzunehmen. Das Ratsplenum folgte dem Antrag seiner Kommission stillschweigend. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
FLAVIA CARONI
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In der Herbstsession entschied der Nationalrat als Zweitrat über eine Standesinitiative
des Kantons Tessin für die Neuregelung der KVG-Beiträge für Bezügerinnen und
Bezüger von Ergänzungsleistungen. Die vorberatende Kommission beantragte, dem
Vorstoss keine Folge zu geben, und das Ratsplenum folgte dem stillschweigend. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2016
FLAVIA CARONI

Da die Ausgaben für die Ergänzungsleistungen und die Zahl ihrer Bezüger stark
zugenommen haben (um 40 respektive 20 Prozent zwischen 2007 und 2013), die
Kantone hier aber nur wenig Regelungsspielraum haben, sollten die entsprechenden
Fehlanreize im System gemäss einer Standesinitiative des Kantons Nidwalden mittels
einer Teilrevision des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur AHV und IV auf
Bundesebene behoben werden. Dafür sah der Kanton Nidwalden fünf Möglichkeiten
vor, nämlich eine Anrechnung von BVG-Vorsorgekapital, das nicht zur Altersvorsorge
verwendet worden war; eine Verschärfung der Regeln für die Anrechnung eines
Vermögensverzichts durch Schenkung oder Erbvorbezug; eine Beschränkung der
Ergänzungsleistungen auf das früher erlangte Erwerbseinkommen oder auf ein
Referenzeinkommen; eine Ausblendung von objektiven und subjektiven Faktoren bei
Restarbeitsfähigkeit; die Anrechnung eines hypothetischen Einkommens für Teilinvalide
und Ehepartner; sowie die Entkoppelung der individuellen Prämienverbilligung von den
Ergänzungsleistungen. 

In ihrer Sitzung vom März 2017 beantragte die SGK-SR nach Anhörung einer Vertretung
des Kantons Nidwalden, der Standesinitiative keine Folge zu geben und ihre
Forderungen stattdessen im Rahmen der Reform der Ergänzungsleistungen zu
behandeln, welche die meisten Forderungen der Reform beinhalte. Entsprechend
verzichtete auch der Nidwaldner Ständerat Hans Wicki (fdp, NW) bei der Behandlung in
der kleinen Kammer darauf, einen Antrag auf Folge geben zu stellen, worauf der
Ständerat die Standesinitiative stillschweigend ablehnte. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Februar 2018 prüfte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Nidwalden zur
Teilrevision des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur AHV und IV und
empfahl einstimmig, ihr keine Folge zu geben. In der Nationalratsdebatte erklärte Ruth
Humbel (cvp, AG), dass diese Empfehlung zur Ablehnung nicht aus inhaltlichen, sondern
aus formellen Gründen erfolge: Mit der Reform der Ergänzungsleistungen würden
bereits alle Forderungen der Initiative erfüllt. In der Frühjahrssession 2018 folgte der
Nationalrat der Empfehlung seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine
Folge. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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